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Betrifft: Arzneimittelknappheit und strategische Autonomie im Gesundheitswesen in der EU

Vor dem Hintergrund der zunehmenden Knappheit an unentbehrlichen Arzneimitteln und 
pharmazeutischen Wirkstoffen in der EU können wir nicht nachvollziehen, dass es keine spezifische 
Strategie zur Unterstützung der Herstellung dieser Arzneimittel und Wirkstoffe in der EU gibt, 
insbesondere angesichts der bestehenden Unterstützungsmaßnahmen für andere Schlüsselsektoren.

In der EU war zwischen 2017 und 2019 ein Anstieg der Meldungen von Engpässen bei Arzneimitteln 
um 60 % zu verzeichnen, wobei sich die Lage 2022 noch weiter verschlechterte. Die Ursachen für 
dieses Problem sind vielfältig und komplex. Die Abhängigkeit von einigen wenigen Herstellern, 
insbesondere Herstellern in China und Indien, sollte angesichts der weltweiten Konzentration der 
Produktion alle Alarmglocken schrillen lassen, wobei die Wettbewerbsfähigkeit der EU im Vergleich 
zu den USA und China abnimmt.

Angesichts dieser Situation ist es von entscheidender Bedeutung, dass wir uns nicht nur auf die 
Eindämmung von Arzneimittelengpässen konzentrieren, sondern auch auf die Umsetzung einer 
entsprechenden Präventionsstrategie. Im Non-Paper mit dem Titel „Improving the security of 
medicines supply in Europe“ (Verbesserung der Sicherheit der Arzneimittelversorgung in Europa), 
das von mindestens 19 Mitgliedstaaten gebilligt wurde, werden diese Bedenken hervorgehoben.

Die Aufrechterhaltung und Erhöhung sowohl der Innovationskapazität als auch der internen 
Produktionskapazität wird nicht nur die Widerstandsfähigkeit der EU gegenüber möglichen 
Gesundheitskrisen stärken, sondern auch den Zugang zu Behandlungen für Patienten beschleunigen, 
die Gesundheitssysteme nachhaltig gestaltet und erhebliche wirtschaftliche Vorteile bieten, wodurch 
das Ökosystem der pharmazeutischen Industrie in Europa gestärkt und die Beschäftigung gefördert 
wird.
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1. Könnte die Kommission die Umsetzung von Initiativen und Instrumenten prüfen, die ähnlich wie 
das Gesetz zu kritischen Rohstoffen1 und das Chip-Gesetz2 und angemessen finanziert darauf 
abzielen, die Produktion von unentbehrlichen Arzneimitteln, pharmazeutischen Wirkstoffen und 
innovativen Behandlungen, etwa neuen antimikrobiellen Mitteln und Arzneimitteln für neuartige 
Therapien, in der EU zu fördern?

2. Wird sich die Kommission angesichts der entscheidenden Notwendigkeit, Engpässe zu beheben 
und die strategische Autonomie im Gesundheitswesen zu fördern, verpflichten, in dieser 
Wahlperiode eine solide Unterstützungsstrategie zu verabschieden? Eine derartige Strategie 
würde mit den Ambitionen der EU in Einklang stehen, das Maßnahmenpaket Arzneimittel 
ergänzen und Europa in die Lage versetzen, künftige Gesundheitskrisen wirksam zu bewältigen, 
und gleichzeitig die Patientenversorgung und die wirtschaftliche Position der EU stärken.
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1 Vorschlag der Kommission vom 16. März 2023 für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Schaffung eines Rahmens zur Gewährleistung einer sicheren und nachhaltigen Versorgung mit 
kritischen Rohstoffen und zur Änderung der Verordnungen (EU) 168/2013, (EU) 2018/858, (EU) 2018/1724 
und (EU) 2019/1020 (COM(2023)0160).

2 Vorschlag der Kommission vom 8. Februar 2022 für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Schaffung eines Rahmens für Maßnahmen zur Stärkung des Ökosystems der europäischen 
Halbleiterindustrie (Chip-Gesetz) (COM(2022)0046).


